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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-ZAssoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Regelung für 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar oder den überseeischen 
Ländern und Gebieten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg I 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 


Sachgebiet 78 


Bonn, den 16. März 1971 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die Regelung für Fischereierzeugnisse mit Ursprung 
in den assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
oder den überseeischen Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — [ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf ; 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Assoziierungsabkominen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit die- 
ser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten 
und Ndadagaskar 1) ist vorgesehen, daß die Gemein- 
schaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in diesen Staaten, für die eine gemeinsame ' 
Marktorganisation besteht und deren Ausfuhr von > 
wirtschaftlicher Bedeutung für die betreffenden 
assozierten Staaten ist, eine Einfuhrregelung trifft, ) 
die vorteilhafter als die allgemeine auf die glei- | 
dien Erzeugnisse mit Ursprung in dritten Ländern ; 
angew^andte Regelung ist. i 

Der Beschluß des Rates vom 29. September 1970 ; 
über die Assoziierung der überseeischen Länder 1 
und Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsge- ; 
meinschaft -) sieht gleiche Bestimmungen für land- 
wirtschaftlidie Erzeugnisse mit Ursprung in diesen : 
Ländern und Gebieten vor. i 

Die Konsultationen mit den assoziierten Staaten | 
haben stattgefunden. i 

Die Einfuhren von Fischereierzeugnissen in die i 
Gemeinschaft unterliegen den Zollsätzen des Ge- | 
meinsamen Zolltarifs. Mit der Verordnung (EWG) ; 
Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 über die i 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für s 
Fisdiereierzeugnisse sind Bestimmungen über den ! 
Handel mit dritten Ländern vorgesehen. 


Die Gemeinschaft kann unter diesen Umständen 
ihre Verpflichtung gegenüber den assoziierten 
Staaten, Ländern und Gebieten dadurch nachkom- 
men, daß sie die betreffenden Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in diesen Staaten, Ländern und Gebieten 
von der Erhebung der Zölle befreit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die unter Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2142-70 fallenden Erzeugnisse mit Ursprung in den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
oder den überseeischen Ländern und Gebieten wer- 
den zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt. 

Artikel 2 

Jede auf Grund von Artikel 20 Abs. 2 und 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 getroffene Entschei- 
dung wird den betroffenen assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar mitgeteilt, 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Januar 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L/282 
vom 28. Dezember 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L/282 
vom 28. Dezember 1970, S. 83 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L/236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Drudksadie VI/ 1955 


Begründung 


1. Im neuen Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagas- 
kar (AASM) ist vorgesehen, daß die Gemein- 
schaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit 
Ursprung in diesen Staaten, für die eine gemein- 
same Marktorganisation besteht und deren Aus- 
fuhr von wirtschaftlicher Bedeutung für die asso- 
ziierten Staaten ist, eine Einfuhrregelung trifft, 
die vorteilhafter als die allgemeine auf die glei- 
chen Erzeugnisse mit Ursprung in dritten Län- 
dern angewandte Regelung ist. 

Der Beschluß des Rates über die Assoziierung 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (PTOM) 
sieht gleiche Bestimmungen für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse mit Ursprung in diesen Län- 
dern und Gebieten vor. 

2. Der nachstehende Verordnungsvorschlag hat zum 
Ziel, diese Bestimmungen für die Einfuhren von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in den AASM 
und ÜLG zu erfüllen, nachdem für diese Erzeug- 
nisse eine gemeinsame Marktorganisation errich- 
tet worden ist. 

Die Einfuhren von Fischereierzeugnissen aus den 
AASM in die Gemeinschaft erreichen einen jähr- 
lichen Durchschnittswert von ungefähr 14 Mio 
Rechnungseinheiten. 

Sie betreffen hauptsächlich zubereiteten und halt- 
bar gemachten Thunfisch im Werte von an- 
nähernd 9 Mio Rechnungseinheiten und gekühlte 
Erzeugnisse, insbesondere Krebstiere, zu einem 
Betrag von etwa 5 Mio Rechnungseinheiten. 

Die hauptsächlich interessierten AASM sind 
Senegal, Elfenbeinküste, Mauritanien; Dahome, 
Kamerun und Somalia sind nur mit geringen 
Werten beteiligt. 

Die Einfuhren der Gemeinschaft mit Ursprung in 
den PTOM sind verhältnismäßig bescheiden und 
belaufen sich auf einen Wert von ungefähr 
0,3 Mio Rechnungseinheiten. Sie kommen aus 
Saint Pierre et Miquelon und den niederländi- 
schen Antillen, 

Die vorgeschlagene Regelung sieht die vollstän- 
dige Befreiung von Zöllen auf die Einfuhren von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in den AASM 
und ÜLG vor. Der Verordnungsvorschlag sieht 


ferner vor, daß die Maßnahmen, die in Anwen- 
dung der in der Verordnung über die Errichtung 
einer gemeinsamen Fischmarktordnung enthalte- 
nen Schutzklausel getroffen werden, den inter- 
essierten AASM mitgeteilt werden. 

3. Es wird daran erinnert, daß der durch die ge- 
meinsame Fischmarktordnung eingeführte Grund- 
satz des freien Warenverkehrs in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft nur in Verbindung mit 
dem Prinzip der Gleichbehandlung bei der Aus- 
übung der Fischerei in den der Gerichtsbarkeit 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft unterlie- 
genden Meeresgewässern akzeptiert werden 
konnte. 

Ohne deswegen das gleiche Prinzip im Rahmen 
der Assoziation einführen zu wollen, erscheint 
es jedoch angebracht, einen gewissen Zusammen- 
hang zwischen der Einfuhrregelung zugunsten 
von Fischereierzeugnissen aus dem AASM und 
PTOM und der von diesen assoziierten Staaten, 
Ländern und Gebieten in den ihrer Gerichtsbar- 
keit unterliegenden Meeresgewässem angewand- 
ten Fischereiregelung herzustellen. 

Aus diesem Grund schlägt die Kommission dem 
Rat vor, daß die Gemeinschaft von dem AASM 
anläßlich der Beratung zur fraglichen Verordnung 
die Aushandlung von Abkommen über die Aus- 
übung der Fischerei in den ihrer Gerichtsbarkeit 
unterliegenden Meeresgewässern verlangt, um 
zu verhindern, -daß die zu dieser Ausübung an- 
gewandte Regelung zu einer unterschiedlichen 
Behandlung der Mitgliedstaaten führt. 

Gewährt ein assoziierter Staat den Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften eines Staates, der 
weder Mitgliedstaat noch assoziierter Staat ist, 
eine günstigere Behandlung als diejenige, die 
sich aus den oben genannten Abkommen ergibt, 
so müßten Verhandlungen eröffnet werden, um 
diese Behandlung auf die Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der Mitgliedstaaten auszudehnen, 
sofern sie (die günstigere Behandlung) sich nicht 
aus zwischenstaatlichen Abkommen ergibt. 

Dieses Verlangen (Dieser Wunsch) der Gemein- 
schaft liegt auf der Linie der Erklärung des 
AASM über die Ausübung der Fischerei, die 
während der Sitzung der Vertragsparteien auf 
Ministerebene am 25. bis 27. Juni 1969 abgege- 
ben wurde. 
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